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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Soziale Gruppen

Asylpolitik

In der Sommersession 2022 debattierte der Nationalrat über die parlamentarische
Initiative von Jean-Luc Addor (svp, VS), welche verlangte, dass nur noch Personen als
Flüchtlinge anerkannt werden, die bei der Anreise keinen sicheren Staat passiert
haben. Addor erläuterte, dass er eine Lücke im Gesetz sehe: Wenn das Dublin-
Abkommen konsequent umgesetzt würde, könnten in der Schweiz nur Personen ein
Asylgesuch stellen, welche per Luftweg angekommen sind. Delphine Klopfenstein
Broggini (gp, GE) argumentierte für die Kommissionsmehrheit, dass es nie angebracht
sei, das Völkerrecht in Frage zu stellen, wie es dieser Vorstoss tue. Für die
Kommissionsmehrheit sei klar, dass das Recht, einen Asylantrag zu stellen, sowie das
Recht auf Prüfung jedes Asylantrages unbedingt garantiert werden müssten.
Entsprechend der Kommissionsmehrheit – bestehend aus 17 befürwortenden zu 7
ablehnenden Stimmen – entschied der Nationalrat mit 136 zu 51 Stimmen (bei 3
Enthaltungen), der parlamentarischen Initiative keine Folge zu geben, wobei die 51
Stimmen für die Vorlage allesamt von Mitgliedern der SVP-Fraktion stammten. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.06.2022
SARAH KUHN

In der Herbstsession 2022 stimmte der Nationalrat als Erstrat über einen
Gesetzesentwurf des Bundesrats ab, der beabsichtigt eine Gesetzesgrundlage zur
finanziellen Unterstützung von Kantonen mit Ausreisezentren an der Landesgrenze in
Ausnahmesituationen zu schaffen. Die Vorlage basierte auf der überwiesenen Motion
Abate (fdp, TI; Mo. 17.3857). Die Kommission hatte dem Entwurf des Bundesrates zuvor
in den meisten Punkten zugestimmt, jedoch lagen dem Rat anfänglich drei
Minderheitenanträge vor. Während die Minderheit Klopfenstein Broggini (gp, GE) ihren
Antrag «für würdige Unterbringungsbedingungen und die Einhaltung der Grundrechte»
zurückzog, blieben die Forderungen der Minderheit von Samira Marti (sp, BL) auf
Ergänzung des bundesrätlichen Entwurfs bestehen. Einerseits sollten im Rahmen ihrer
ersten Minderheit kurzfristige Festhaltungen von Personen in Ausreisezentren
schriftlich angeordnet und binnen 24 Stunden durch richterliche Behörden auf ihre
Rechtmässigkeit geprüft werden müssen. Andererseits sprach sich die zweite
Minderheit Marti gegen die Festhaltung von Jugendlichen und Kindern unter 15 Jahren
aus, da dies auch im Falle der Administrativhaft im AIG explizit verboten sei. Es müsse
bei der Ausarbeitung des Gesetzesentwurfs besonderes Augenmerk auf das Wohl der
Kinder im Sinne der Kinderrechtskonvention gelegt werden und für deren
Unterbringung an die Zusammenarbeit mit Behörden wie der KESB angeknüpft werden.
Während die erste Minderheit Marti Samira lediglich auf die Unterstützung der
geschlossen stimmenden SP- und Grünen-Fraktionen zählen konnte und mit 115 zu 64
Stimmen scheiterte, unterstützte eine Nationalratsmehrheit bestehend aus den
einstimmigen Fraktionen der SP, Grünen und Grünliberalen sowie rund der Hälfte der
Mitglieder der Mitte-Fraktion mit 94 zu 87 Stimmen die zweite Minderheit Marti. In der
Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat den Entwurf mit 182 zu 1 Stimme (bei 2
Enthaltungen) an. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.09.2022
VIKTORIA KIPFER

1) AB NR, 2022 S. 1198 ff.; Kommissionsbericht der SPK-NR vom 29.4.22
2) AB NR, 2022, S. 1649 ff.
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